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24. 06. 96 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 13. Juli 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschiand 
und der Tschechischen Republik 
über den Zusammenschluß 

der deutschen Autobahn A 6 und der tschechischen Autobahn D 5 
an der gemeinsamen Staatsgrenze durch Errichtung einer Grenzbrücke 


A. Zielsetzung 

Bau einer grenzüberschreitenden Autobahnbrücke im Raum Waid- 
haus und Roßhaupt (Rozvadov) für den Zusammenschluß der deut- 
schen Autobahn A 6 in Richtung Osten mit der tschechischen Auto- 
bahn D 5 in Richtung Westen. 

B. Lösung 

Der am 13. Juli 1995 Unterzeichnete Vertrag trifft die erforderlichen 
Regelungen. Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz sollen die verfas- 
sungsrechtlichen Voraussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes für die Ratifikation des Vertrags geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 


Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) - 900 01 - De 1 0/96 (NA 1 ) Bonn, den 24. Juni 1 996 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 13. Juli 1995 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Tschechischen Republik über den Zusammenschluß 
der deutschen Autobahn A 6 und der tschechischen Autobahn D 5 an der 
gemeinsamen Staatsgrenze durch Errichtung einer Grenzbrücke mit Begrün- 
dung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.' 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 698. Sitzung am 14. Juni 1996 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 13. Juli 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über den Zusammenschluß 

der deutschen Autobahn A 6 und der tschechischen Autobahn D 5 
an der gemeinsamen Staatsgrenze durch Errichtung einer Grenzbrücke 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Prag am 13. Juli 1995 Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Tschechischen Republik über den Zusammen- 
schluß der deutschen Autobahn A 6 und der tschechischen Autobahn D 5 an der 
gemeinsamen Staatsgrenze durch Errichtung einer Grenzbrücke und dem ergän- 
zenden Notenwechsel vom 3. November und 28. Dezember 1995 wird zuge- 
stimmt. Der Vertrag und der Notenwechsel werden nachstehend veröffentlicht, 

Artikel 2 

(1) Auf die in Artikel 9 Abs. 1 des Vertrags bezeichneten Umsätze findet 
deutsches Umsatzsteuerrecht Anwendung. 

(2) Für die in Artikel 9 Abs^ 2 Satz 1 des Vertrags genannten Waren werden 
außer Zöllen keine Einfuhrabgaben erhoben. Dies gilt nicht bei der Einfuhr für die 
öffentlichen Bauvenwaltungen. 

(3) Die in Artikel 9 des Vertrags vorgesehenen steuerlichen Bestimmungen sind 
mit Wirkung vom 13. Juli 1995 anzuwenden. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft, 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 Abs. 2 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
erforderlich, weil der Vertrag Steuern berührt, deren Aufkommen den Ländern 
oder den Gemeinden (Gemeindeverbänden) ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 stellt die ausschließliche Anwendung des deutschen Umsatzsteuer- 
rechts im gesamten Baustellenbereich auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechischen Republik sicher; nach Fertigstellung der 
Grenzbrücke ist die ausschließliche Anwendung des deutschen Umsatzsteuer- 
rechts auf die im Zusammenhang mit der Instandsetzung und Erneuerung der 
Grenzbrücke anfallenden Umsätze vorgesehen. Damit wird dem Umstand Rech- 
nung getragen, daß die Bundesrepublik Deutschland nach Artikel 2 des Vertrags 
die Planung und Bauausführung sowie nach Artikel 5 Abs. 3 des Vertrags die 
Instandsetzung und Erneuerung übernimmt. Gleichzeitig wird durch die Anwen- 
dung eines einheitlichen Steuerrechts die Bauausführung sowie die Instand- 
setzung und Erneuerung erleichtert. 

Absatz 2 sieht vor, daß insbesondere auf die Erhebung von Einfuhrumsatzsteuer 
verzichtet wird, soweit die Waren zum Bau oder zur Erhaltung der Grenzbrücke 
verwendet werden. Damit sollen praktische Schwierigkeiten für Unternehmer und 
Verwaltung vermieden werden. Es handelt sich lediglich um eine steuertechni- 
sche Vereinfachung im Rahmen einer örtlich beschränkten Einzeimaßnahme, 
nicht um eine materielie Vergünstigung. Würde die Einfuhrumsatzsteuer erhoben, 
könnte sie von den ausführenden Unternehmern in voiier Höhe als Vorsteuer 
abgezogen werden. Einfuhren für die öffentiichen Bauverwaitungen (Endver- 
brauch) werden von der Regelung nicht erfaßt. 

Absatz 3 sieht vor, daß die steueriichen Bestimmungen nach Artikel 9 des 
Vertrags mit Wirkung vom 13. Juli 1995 anzuwenden sind. Um eine baidige 
Verbesserung der Verkehrsbeziehungen und eine frühestmögiiche Inbetrieb- 
nahme der Grenzbrücke zu ermöglichen, haben sich die Vertragsstaaten in Arti- 
kel 14 des Vertrags darauf verständigt, daß die Bestimmungen des Vertrags 
bereits ab dem Tag seiner Unterzeichnung und damit noch vor seinem Inkraft- 
treten nach Maßgabe des jeweiligen innerstaatlichen Rechts voriäufig angewandt 
werden. Zum reibungslosen Ablauf des Baugeschehens ist es im dringiichen 
Interesse beider Vertragsstaaten erforderlich, daß die steueriichen Bestimmun- 
gen bereits ab Baubeginn angewandt werden. Grundsätze der Rechtssicherheit 
und des Vertrauensschutzes stehen dieser rückwirkenden Anwendung nicht 
entgegen. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikeis 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 Abs. 2 
in Kraft tritt, im Bundesgesetzbiatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Durch die Ausführung des Gesetzes entstehen keine Kosten. 

Der auf die Bundesrepublik Deutschland entfallende Kostenanteil für die Aus- 
führung des Straßenbauwerks (Straßenbrücke im Zuge einer Bundesfernstraße) 
wird nach Kostenstand 1996 auf ca. 6,25 Millionen DM geschätzt; er wird vom 
Bund als Baulastträger aus den Mitteln des Straßenbauplans getragen. Soweit 
die Verwaltungskosten nicht von der Tschechischen Republik getragen werden, 
trägt sie der Freistaat Bayern im Rahmen der AuftragsvenAraltung (Artikel 90 Abs. 2 
des Grundgesetzes). 
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Im übrigen ergeben sich Umsatzsteuermehreinnahmen durch den Verzicht der 
Tschechischen Republik auf das Umsatzbesteuerungsrecht im Bereich der 
GrenzbrOcke auf ihrem Hoheitsgebiet zugunsten der Anwendung von deutschem 
Umsatzsteuerrecht in diesem Bereich. Die Höhe der Mehreinnahmen läßt sich 
nicht schätzen. 

Im Wirtschaftsbereich sind in Einzelfällen auf regionaler Ebene geringfügige 
Preisanhebungen nicht völlig auszuschließen; sie lassen sich im voraus jedoch 
nicht quantifizieren. Bei der für Straßenbauwerke hier relativ geringen Auftrags- 
summe von ca. 12,5 Miltionen OM (geschätzt nach Kostenstand 1996) und 
angesichts des Gesamtumsatzvolumens Im Marktsegment Baustoffe und Bau- 
leistungen sind überregionale gesamtwirtschaftliche Auswirkungen auf Einzel- 
preise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, durch 
die Nachfrage nach den hier vornehmlich benötigten Gütern Beton, Betonstahl 
sowie Spannstahl nicht zu envarten. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über den Zusammenschluß 

der deutschen Autobahn A 6 und der tschechischen Autobahn D 5 
an der gemeinsamen Staatsgrenze durch Errichtung einer Grenzbrücke 

Smiouva 

mezi Spolkovou republikou Nemecko 
a Öeskou republikou 
o propojenf 

nemeckö däinice A 6 a cesk6 däinice D 5 
na spoleönych stätmch hranicich vystavbou hranicniho mostu 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tschechische Republik - 

von dem Wunsch geleitet, den Straßenverkehr zwischen den 
beiden Staaten und den Durchgangsverkehr durch ihre Hoheits- 
gebiete zu erleichtern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Gegenstand des Vertrags 

(1) Die Autobahn A 6 auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepu- 
blik Deutschland in Richtung Osten und die Autobahn D 5 auf dem 
Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik in Richtung Westen 
werden an der gemeinsamen Staatsgrenze zusammengeschlos- 
sen. 

(2) Zu diesem Zweck wird auf dem Hoheitsgebiet der Bundesre- 
publik Deutschland und auf dem Hoheitsgebiet der Tschechi- 
schen Republik eine grenzüberschreitende Autobahnbrücke 
(Grenzbrücke) errichtet. 

(3) Die Vertragsstaaten stellen die Grenzbrücke nach Möglich- 
keit im Jahr 1 997 fertig. 

Artikel 2 

Planung und Bauausführung 

(1) Voruntersuchungen und Geländeaufnahmen führen die Ver- 
tragsstaaten jeweils auf ihrem Hoheitsgebiet und auf ihre Kosten 
durch. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland übernimmt 

a) Planung, 

b) Ausschreibung, 

c) Auftragsvergabe, 

d) Prüfung der Ausführungsunterlagen, 

e) Bauüberwachung, 

f) Prüfung der Abrechnung der vertraglichen Leistungen und 

g) Entwurf der Kostenteilung nach Maßgabe dieses Vertrags 

für die Grenzbrücke jeweils nach Herstellung des Einvernehmens 
mit der Tschechischen Republik. 

(3) Die Grenzbrücke wird nach den in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Normen und Vorschriften des Bauwesens 


Spolkovä republika Nämecko 
a 

Ceskä r'epublika, 

vedeny pfänfm usnadnit silniöni provoz mezi obäma stäty a 
tranzitni dopravu pfes svä vysostnä üzemi, 

se dohodly takto: 

Clänek 1 

Pfedmät smiouvy 

(1) Däinice A 6 na vysostnem üzemi Spolkove republiky Neme- 
cko ve smäru na vychod a däinice D 5 na vysostnem üzemi Ceske 
republiky ve smeru na zäpad budou propojeny na spolecnych 
stätmch hranicich. 

(2) K tomuto üöelu se na vysostnem^ üzemf Spolkove republiky 
Nemecko a na vysostnem üzemi Ceske republiky vybuduje 
hraniönf dälnicnf most (däie jen „hranicnf most“). 

(3) Smluvnf stäty dokonci podle moinosti hranicnf most v roce 
1997. 

Clänek 2 

Pfiprava a provedenf stavby 

(1 ) Prüzkumnä präce a geodetickä zamörenf provedou smluvnf 
stäty kazdy na sväm vysostnäm üzemf a na sve näklady. 

(2) Spolkovä republika Nemecko pfevezme: 

a) pffpravu, 

b) vypsänf vyberoveho ffzenf, 

c) zadänf zakäzky, 

d) pfezkoumänf realizaönfch podkladü, 

e) stavebnf dozor, 

f) pfezkoumänf fakturace smiuvnfch vykonü a 

g) nävrh rozdelenf näkladü podle ustanovenf täto smiouvy 

pro hranicnf most vzdy po dosazenf shody s Ceskou republikou. 

(3) Hranicnf most bude pfipravovän, realizovän a pfevzat podle 
norem a stavebnfch pfedpisü platnych ve Spolkovä republice 
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geplant, ausgeführt und abgenommen. Für einzelne Bauteile kön- 
nen die Vertragsstaaten die Anwendung tschechischer Vorschrif- 
ten vereinbaren. 

Artikel 3 

Baurecht und Grunderwerb 

(1) Jeder Vertragsstaat sorgt dafür, daß rechtzeitig die nach 
seinen Rechtsvorschriften zum Bau der Grenzbrücke erforderli- 
chen Genehmigungen und Erlaubnisse vorliegen und die Abnah- 
men durchgeführt werden. 

(2) Jeder Vertragsstaat sorgt auf seine Kosten dafür, daß auf 
seinem Hoheitsgebiet die für den Bau der Grenzbrücke dauernd 
oder zeitweilig erforderlichen Grundstücke rechtzeitig zur Verfü- 
gung stehen. 

(3) Die Vermessung und die Vermarkung der benötigten Grund- 
stücke führt Jeder Vertragsstaat auf seinem Hoheitsgebiet und auf 
seine Kosten durch. 

Artikel 4 

Abnahme 

Nach Abschluß der Bauarbeiten wird die Grenzbrücke von der 
Bundesrepublik Deutschland nach dem bei öffentlichen Bauauf- 
trägen angewendeten deutschen Recht in Anwesenheit der Auf- 
tragnehmer abgenommen. Die Tschechische Republik wird bei 
der Abnahme durch die zuständigen Behörden vertreten sein. Die 
Bundesrepublik Deutschland überwacht die Gewährleistungsfri- 
sten für die Grenzbrücke und macht Gewährleistungsansprüche 
auch namens der Tschechischen Republik geltend. 

Artikel 5 

Erhaltung 

(1) Zur Erhaltung gehören Unterhaltung, Instandsetzung und 
Erneuerung. 

(2) Mit der Abnahme der Grenzbrücke übernimmt jeder Ver- 
tragsstaat auf seinem Hoheitsgebiet die Unterhaltung der Grenz- 
brücke einschließlich der Verkehrssicherung und des Winterdien- 
stes auf seine Kosten. 

(3) Ab dem in Absatz 2 genannten Zeitpunkt übernimmt die 
Bundesrepublik Deutschland die Instandsetzung und Erneuerung 
der Grenzbrücke. Die Grenze für diese Tätigkeiten ist das östliche 
Ende der Grenzbrücke einschließlich des Widerlagers auf dem 
Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik. Diese Maßnahmen 
erfolgen im Einvernehmen mit der Tschechischen Republik. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können über 
Art, Umfang und Durchführung der Erhaltungsmaßnahmen nach 
den Absätzen 1 bis 3 gesonderte Vereinbarungen schließen. 

Artikel 6 

Kosten 

(1) Die Kosten für den Bau, die Instandsetzung und die Erneue- 
rung der Grenzbrücke tragen die Vertragsstaaten je zur Hälfte. Bei 
der Aufteilung dieser Kosten ist die deutsche Umsatzsteuer, die in 
den Kosten enthalten Ist, nicht zu berücksichtigen. Diese Steuer 
wird allein von der Bundesrepublik Deutschland getragen. 

(2) Die Tschechische Republik erstattet der Bundesrepublik 
Deutschland Verwaltungskosten in Höhe von zehn vom Hundert 
der nach Absatz 1 auf sie entfallenden Bau-, Instandsetzungs- 
und Emeuerungskosten ohne deutsche Umsatzsteuer. 

(3) Die vorhandenen Unterlagen für die erforderlichen Planun- 
gen der Grenzbrücke werden gegenseitig kostenlos zur Verfü- 
gung gestellt. 

Artikel 7 
Zahlungen 

(1) Die Tschechische Republik erstattet der Bundesrepublik 
Deutschland den von Ihr zu tragenden Anteil der Abschlagszah- 


Nömecko. Pro jednotlivö öästi stavby mohou smiuvnf stäty dohod- 
nout pou2it! öeskych predpisü. 

Clänek 3 

Stavebni povolenf a v^kup pozemkü 

(1) Kazdy smiuvni stät zajistf, aby byla vöas vydäna povoleni a 
schvälenf a provedeny pFejimky podle jeho prävnich pfedpisü, 
potrebnö ke stavbö hraniönfho mostu. 

(2) Ka^dy smiuvnf stät zajistf na vlastnf näklady, aby na jeho 
vysostnem üzemf byly vöas k dispozici pozemky trvaläho a docas- 
näho zäboru, potrebnä pro stavbu hraniönfho mostu. 

(3) ZamöFenf a vytyöenf potFebnych pozemkü provede kaidy 
smiuvnf stät na svem vysostnäm üzemf a na svä näklady. 

Clänek 4 

Pfejfmka 

Po dokonöenf stavebnfch pracf bude hraniönf most pFevzat 
Spolkovou republikou Nämecko podle nömeckäho präva pouitfva- 
neho pro veFejnä stavebnf zakäzky za üöasti zhotovitelü. Ceskä 
republika bude pFi pFejfmce zastoupena prfsluänymi orgäny. Spol- 
kovä republika Nömecko bude dohlfiet nä zäruönf Ihüty hraniönf- 
ho mostu a bude uplatöovat zäruönf poladavky i jmenem Ceske 
republiky. 

Clänek 5 

Üdriba 

(1) Üdrzba se sklädä provoznf üdriby, stavebnf üdrzby a obno- 
vy. 

(2) PFejfmkou hraniönfho mostu pFevezme kazd^ smiuvnf stät 
na svem vysostnäm üzemf a na svä näklady provoznf üdrzbu 
hraniönfho mostu vöetnä zajiätänf bezpeönosti provozu a zimnf 
üdrzby« 

(3) Od okamziku, uvedenäho v ödst. 2, pFevezme Spolkovä 
republika Nämecko stavebnf üdrzbu a obnovu hraniönfho mostu. 
Hranicf pro tuto öinnost je vychodnf kon^ hraniönfho mostu, 
vöetnä krajnf opäry na vysostnäm üzemf Ceskä republiky. Tyto 
öinnosti budou provädäny ve vzäjemnä shodä s Ceskou republi- 
kou. 

(4) Prfslusnä orgäny smiuvnfch stätü mohou o druhu, rozsahu a 
provädänf üdribovych pracf podle odstavcü (1) ai (3) sjednat 
zviäätnf ujednänf. 

Clänek 6 

Näklady 

(1) Näklady na stavbu, stavebnf üdrzbu a obnovu hraniönfho 
mostu hradf smiuvnf stäty kazdy polovinou. Pfi rozdäiovänf techto 
näkladü nebude zohlednäna nämeckä daö z obratu, kterä je 
obsaZena v näkladech. Touto danf bude zati^ena pouze Spolkovä 
republika Nämecko. 

(2) Ceskä republika uhradf Spolkovä republice Nämecko 
sprävnf näklady ve vyäi deseti procent näkladü na stavbu, staveb- 
nf üdribu a obnovu pFrpadajfcf na nf podle ödst. (1) bez nämeckä 
danä z obratu. 

(3) Existujfcf podklady, potFebnä pro pFfpravu hraniönfho mostu, 
budou däny bezüplatnä vzäjemnä k dispozici. 

Clänek 7 

Platby 

(1) Ceskä republika uhradf Spolkovä republice Nämecko svüj 
podfi na splätkäch, kterä budou v souladu s postupem stavebnfch 
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lungen, die entsprechend dem ßaufortschritt an die Auftragneh- 
mer geleistet werden. Ein Zeitplan für die Fälligkeit und die vor- 
aussichtliche Höhe der Abschlagszahlungen wird bei Auftragsver- 
gabe erstellt. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland wird der Tschechischen 
Republik zwei Monate im voraus den geschätzten Finanzbedarf 
für die Abschlagszahlungen mitteilen und sie dabei über den 
Stand der Auszahlungen durch Übersichten unterrichten, in wel- 
chen die Höhe und der Zeitpunkt der Auszahlungen ausgewiesen 
werden. 

(3) Die Tschechische Republik zahlt den Rest ihres Kostenan- 
teils nach Schlußabnahme und Abrechnung. 

(4) Alle Zahlungen erfolgen in Deutscher Mark. 

(5) Bei Meinungsverschiedenheiten dürfen die unstreitigen Be- 
träge nicht zurückgehalten werden. 

(6) Die Tschechische Republik erhält Zweitstücke der Bauver- 
träge, Bestellurkunden und geprüften Abrechnungsunterlagen. 

Artikel 8 
Betretungsrecht 

(1) Die beim Bau der Grenzbrücke beteiligten Staatsangehöri- 
gen der Vertragsstaaten und Staatsangehörigen von Staaten, die 
in keinem der beiden Vertragsstaaten und in keinem der Mitglied- 
staaten der Europäischen Union der Visumpflicht unterliegen, 
dürfen zur Wahrnehmung der Aufgabe nach diesem Vertrag die 
Staatsgrenze im Bereich der Baustelle für die Grenzbrücke über- 
schreiten und sich auf dem Teil der Baustelle aufhalten, der auf 
dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats liegt, ohne daß sie 
dafür einer Aufenthaltsgenehmigung bedürfen, wenn sie ein gülti- 
ges und anerkanntes Dokument mit sich führen, welches zum 
überschreiten der Staatsgrenze zwischen den Vertragsstaaten 
berechtigt. Visumpflichtige Staatsangehörige anderer Staaten 
dürfen zur Wahrnehmung der Aufgabe nach diesem Vertrag die 
Staatsgrenze im Bereich der Baustelle überschreiten und sich auf 
dem Teil der Baustelle aufhalten, der auf dem Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats liegt, wenn ihnen ein Visum erteilt worden 
ist und sie ein gültiges und anerkanntes Dokument mit sich führen, 
welches zum Überschreiten der Staatsgrenze zwischen den Ver- 
tragsstaaten berechtigt. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Arbeitnehmer, unterliegen den 
Rechtsvorschriften über die Erteilung einer Arbeitserlaubnis an in 
der Bundesrepublik Deutschland beschäftigte ausländische 
Staatsangehörige, unabhängig davon, ob die Arbeiten auf dem 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland oder der Tsche- 
chischen Republik ausgeführt werden. 

(3) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, Personen, die auf- 
grund dieses Vertrags in das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats eingereist sind und die 

a) die Bestimmungen dieses Vertrags verletzt haben oder 

b) sich dort rechtswidrig aufhalten, 
jederzeit formlos zurückzunehmen. 

(4) Einzelfragen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord- 
nung im Bausteilenbereich der Grenzbrücke werden von den 
örtlich zuständigen Grenzbehörden einvemehmlich geregelt. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für die Maßnahmen 
zur Erhaltung der Grenzbrücke. 

(6) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten solange und so- 
weit keine gesonderten vertraglichen Regelungen zwischen den 
Vertragsstaaten über das Überschreiten der Staatsgrenze und die 
Rückübemahme von Personen in Kraft sind. 

Artikel 9 

Steuer- und Zollbestimmungen 

(1) Der Baustellenbereich für die Grenzbrücke und nach ihrer 
Fertigstellung die Grenzbrücke selbst gelten, soweit sie sich auf 
das Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik erstrecken, für die 


pracf poskytoväny zhotovitelüm. Casovy plan pro splatnost a 
pfedpoklädanou vyäi spiätek bude sestaven pfi zadäväni za- 
käzky. 

(2) Spolkovä republika Nemecko sdölf Ceskä republice dva 
mösice pfedem odhadovanou finanöni potfebu pro splätkoväni a 
soucasnä bude Informovat o stavu plateb formou pfehledü, ve 
kterych budou uvedeny vyäe a terminy plateb. 


(3) Ceskä republika uhradi zbytek sväho podfiu na näkladech 
po konecne pfejimce a vyüötoväni. 

(4) Väechny platby se uskuteöni v nömeckych markäch. 

(5) Pfi rozdilnych näzorech nesmf b^ zadrzoväny nespornä 
öästky. 

(6) Ceskä republika obdrzf stejnopisy stavebnich smluv, objed- 
nävek a pfezkouäenych podkladü pro vyüötoväni. 

Ciänek 8 
Prävo vstupu 

(1) Stätni pnsluänici smiuvnich stätü a stätni pfisluänici stätü, 
kteff se podileji' na stavbö hraniönfho mostu, v iädnäm z obou 
smiuvnich stätü a v iädnäm z ölenskych stätü Evropskä Unie 
nepodlähajf vfzovä povinnosti, smäji ke splnäni' ükolu podle täto 
smiouvy pFekraöovat stätnf hranice v prostoru staveniätä hraniönf- 
ho mostu a zdrzovat se v tä öästi staveniätä, kterä leif na vysost- 
näm üzemf druhäho smiuvnfho stätü, anii by k tomu potfebovali 
povolenf k pobytu, pokud u sebe majf platny a uznävan^ doku- 
ment, ktery opravöuje k pfekroöenf stätnfch hranic mezi smiuvnfml 
stäty. Stätnf ppfsluänfci jinych stätü, kteff podlähajf vfzovä povin- 
nosti, smäjf ke splnänf ükolu podle täto smiouvy pfekraöovat stätnf 
hranici v prostoru staveniätä a zdrzovat se v tä öästi staveniätä, 
kterä leif na vysostnäm üzemf druhäho smiuvnfho stätü, pokud 
jim bylo udäieno vfzum a majf u sebe platn^ a uznävany doku- 
ment, ktery opravöuje k pfekroöenf stätnfch hranic mezi smiuvnfmi 
stäty. 


(2) Zamestnanci uvedenf v odstavci 1 podlähajf prävnfm pfedpi- 
süm 0 udälovänf pracovnfho povolenf zahraniönfm stätnfm pffs- 
lusnfküm zamästnanym ve Spolkovä republice Nämecko bez 
ohledu na to, zda präce budou proyädäny na vysostnäm üzemf 
Spolkovä republiky Nämecko nebo Ceskä republiky. 

(3) Smiuvnf stäty se zavazujf, pfevzft kdykoliv bez formalit zpät 
osoby, kterä na zäkladä täto smiouvy vstoupily na vysostnä üzemf 
druhäho smiuvnfho stätü, a kterä 

a) poruäily ustanovenf täto smiouvy nebo 

b) se tarn protlprävnä zdriujf. 


(4) Jednotlivä otäzky k udrienf bezpeönosti a pofädku v prosto- 
ru staveniätä hraniönfho mostu budou feäeny mfstne prfslusnymi 
hraniönfmi orgäny ve vzäjemne shode. 

(5) Odstavce 1 ai 4 platf obdobnä pro opatfenf k üdrzbä 
hraniönfho mostu. 

(6) Ustanovenf tohoto ölänku platf potud a pokud mezi smiuvnf- 
mi stäty nejsou v platnosti zviäätnf smiuvnf üpravy o pfekraöovänf 
stätnfch hranic a o zpätnäm pfebfränf osob. 

Ciänek 9 

Daf^ovä a ceinf ustanovenf 

(1) Prostor staveniätä hraniönfho mostu a po jeho dokonöenf 
hraniönf most samotny, pokud se nachäzejf na vysostnäm üzemf 
Ceskä republiky, se povazujf pro uplatnänf prävnfch pfedpisü 
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Anwendung des Umsatzsteuerrechts der Bundesrepublik 
Deutschland und des Mehrwertsteuerrechts der Tschechischen 
Republik als Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland, so- 
weit es sich um Lieferungen von Gegenständen und sonstige 
Leistungen handelt, die für den Bau der Grenzbrücke oder für ihre 
Instandsetzung und Erneuerung bestimmt sind 

(2) Für Waren, die aus dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats 
in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats eingeführt wer- 
den, werden mit Ausnahme von Zöllen keine Einfuhrabgaben 
erhoben, soweit die Waren zum Bau oder zur Erhaltung der 
Grenzbrücke verwendet werden. Dies gilt von Baubeginn an. 
Sicherheiten werden nicht verlangt. Satz 1 gilt nicht bei der Einfuhr 
von Waren für die öffentliche Verwaltung. 

(3) Die zum Bau oder zur Erhaltung der Grenzbrücke erforderli- 
chen Waren unterliegen bei ihrer Einfuhr und Ausfuhr keinen 
Verboten und Beschränkungen. 

(4) Die zuständigen Steuer- und Zollbehörden beider Vertrags- 
staaten verständigen sich und leisten einander jede notwendige 
Information und Unterstützung bei der Anwendung ihrer Inner- 
staatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften im Rahmen der 
Bestimmungen der Absätze 1 bis 3. Die Vertreter dieser Behörden 
sind berechtigt, sich auf der Baustelle für die Grenzbrücke und 
nach ihrer Fertigstellung auf der Grenzbrücke selbst aufzuhalten 
und dort die Maßnahmen im Rahmen der Bestimmungen der 
Absätze 1 bis 3 zu treffen, die in ihren innerstaatlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften enthalten sind. Im übrigen bleiben 
die jeweiligen Hoheitsrechte der Vertragsstaaten unberührt. 


Artikel 10 
Datenschutz 

Soweit aufgrund dieses Vertrags nach Maßgabe des innerstaat- 
lichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt werden, gel- 
ten die nachfolgenden Bestimmungen unter Beachtung der für 
jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschriften: 

a) Die Nutzung der Daten durch den Empfänger ist nur zu dem 
angegebenen Zweck und zu den durch die übermittelnde 
Stelle vorgeschriebenen Bedingungen zulässig. 

b) Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf Ersu- 
chen über die Verwendung der übermittelten Daten und über 
die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Personenbezogene Daten dürfen nur an die zuständigen Stel- 
len übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an andere 
Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der übermittelnden 
Stelle erfolgen. 

d) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jeweili- 
gen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige Daten oder Daten, 
diopnlcht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, 
so ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung vorzuneh- 
men. 

e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
vorhandenen Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, daß das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunftsertei- 
lung überwiegt. Im übrigen richtet sich das Recht des Betrof- 
fenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft 
zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des Vertrags- 
staats, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wird. 

f) Wird jemand Infolge von Übermittlungen Im Rahmen des 
Datenaustauschs nach diesem Vertrag rechtswidrig geschä- 
digt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle nach Maßgabe 
ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im Verhältnis zum 


Spolkove republiky Nämecko o dani z obratu a prävnfch pFedpisü 
Ceskö republiky o dani z phdanä hodnoty za vysostnä üzemf 
Spolkove republiky Nömecko, pokud se jednä o dodävky 
pfedmätü a ostatnfch vykonü, uröenych pro stavbu hraniöniho 
mostu nebo pro jeho stavebni üdrzbu a obnovu. 

(2) Na zbo2l, kterä bude doväzeno z v^sostnäho üzemf jednoho 
smiuvnfho statu na vysostnö üzemf druhöho smiuvnfho statu 
nebudou s v^jimkou cel uplatöovähy iädnä dovoznf poplatky, 
pokud toto zbozf bude pouzito na vystavbu nebo üdrzbu hranlönf- 
ho mostu. Toto platf od zahäjenf stavby. Jistoty se nepozadujf. 
Prvnf väta neplatf pfi dovozu zbozf pro vefejnou sprävu. 

(3) Zbozf, potfebnä pro vystavbu nebo pro üdrzbu hraniönfho 
mostu, nepodlähä pfi dovozu a vyvozu zädnym zäkazüm a ome- 
zenfm. 

(4) Pffsluäne danove a ceinf orgäny obou smiuvnfch statu se 
vzäjemne vyrozumf a poskytnou si väechny potfebnö Informace a 
podporu pfi uplatöovänf svych vnitrostätnfch prävnfch a sprävnfch 
pfedpisü V rämci ustanovenf ödst. 1 ai 3. Zästupci tächto orgänü 
jsou oprävnöni zdriovat se na staveniäti hraniönfho mostu a po 
jeho dokonöenf na hraniönfm mostu samotnem a provädöt tarn 
opatfenf v rämci ustanovenf ödst. 1 az 3, kterä jsou obsaiena v 
jejich vnitrostätnfch prävnfch a sprävnfch pfedpisech. V ostatnfm 
züstävajf pffsluänä vysostnä präva smiuvnfch stätü nedotöena. 


Clänek 10 
Ochrana dat 

Pokud budou na zäkladö teto smiouvy podle vnitrostätnfch 
prävnfch pfedpisü pfedäväna osobnf data, platf näsledujfcf usta- 
novenf pfi respectovänf vnitrostätnfch prävnfch pfedipsö, platnych 
pro kazdy smiuvnf stät. 

(a) Pouzitf dat pffjemcem je pffpustnä pouze pro dany ücel a za 
podmfnek, stanovenych pfedävajfcfm mfstem. 

(b) Pffjemce podä pfedävajfcfmu mfstu na vyzvänf informaci o 
pouzitf pfedanych dat a o takto dosa^enych vysiedcfch. 

(c) Osobnf data smäjf b^ pfedäna vyhradne pffsluän^m mfstüm. 
Daläf pfedävänf jinym mfstüm müze b^ provedeno pouze s 
pfedchozfm souhlasem pfedävajfcfho mfsta. 

(d) Pfedävajfcf mfsto je povinno dbät na sprävnost pfedävan^h 
dat jako2 i na potfebnost a pfimäfenost ve vztahu k üöelu, ke 
kterämu jsou pfedäväna. Pfitom je tfeba dbät na zäkazy 
pfedävänf danä pffsluän^mi vnitrostätnfmi prävnfmi pfedpisy. 
Pokud se prokäze, ze byla pfedäna nesprävnä data nebo 
data, kterä nesmäta b^ pfedäna, je tfeba to neprodlenä sdäiit 
pffjemci. Ten je povinen je opravit nebo zniöit. 


(e) Dotöenämu se na jeho 2ädost podajf informace o üdajfch 
existujfcfch o jeho osobä i o pfedpoklädanäm üöelu jejich 
pouzitf. Povinnost poskytnout tyto informace odpadä, pokud z 
uväienf vyplyne, ze vefejny ^jem neposkytnout informace 
pfevazuje nad zäjmy dotöenäho na zfskänf Informacf o datech. 
V ostatnfm se ffdf prävo dotöenäho na zfskänf informacf o 
poskytovan^ch üdajfch o jeho osobä podle vnitrostätnfch 
prävnfch pfedpisü toho smiuvnfho stätu, na jeho2 v^sostnäm 
üzemf se o informace 2ädä. 

(f) Pokud je näkdo protiprävnä poäkozen v düsledku pfedänf 
üdajü V rämci vymäny dat podle täto smiouvy, ruöf mu v täto 
väci pfejfmajfcf mfsto podle svych vnitrostätnfch prävnfch 
pfedpisü. Ve vztahu k poäkozenämu se ke svämu vyvinänf 
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Geschädigten zu Ihrer Entlastung nicht darauf berufen, daß 
der Schaden durch die übermittelnde Stelle verursacht worden 
ist. 

g) Die übermittelnde Stelle weist bei der Übermittlung auf die 
nach Ihrem innerstaatlichen Recht geltenden Löschungsfri- 
sten hin. Unabhängig von diesen Fristen sind die übermittelten 
personenbezogenen Daten zu löschen, sobald sie für den 
Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht mehr erfor- 
derlich sind. 

h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezoge- 
nen Daten aktenkundig zu machen. 

i) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam ge- 
gen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und unbe- 
fugte Bekanntgabe zu schützen. 

Artikel 11 

Gemischte Kommission 

<1) Die Vertragsstaaten bilden eine Gemischte Kommission für 
den Bau der Grenzbrücke. Diese besteht aus den beiden Leitern 
der Delegationen und aus jeweils drei ständigen Mitgliedern sowie 
aus den von jedem Vertragsstaat zu den Sitzungen entsandten 
weiteren Mitgliedern. Die Vertragsstaaten teilen einander den 
Leiter ihrer Delegation ln der Gemischten Kommission sowie die 
drei ständigen Mitglieder mit. Jeder Delegationsleiter kann die 
Kommission durch Ersuchen an den Leiter der anderen Delega- 
tion zu einer Sitzung unter seinem Vorsitz einberufen. Die Sitzung 
muß auf seinen Wunsch spätestens innerhalb eines Monats nach 
Zugang dieses Ersuchens stattfinden. 

(2) Die Gemischte Kommission hat die Aufgabe, Fragen zu 
klären, die sich hinsichtlich des Baus der Grenzbrücke ergeben, 
und den Vertragsstaaten Empfehlungen zu unterbreiten. 

(3) Jede Delegation in der Gemischten Kommission kann die 
zuständigen Behörden des anderen Vertragsstaats ersuchen, die 
Unterlagen vorzulegen, die sie für notwendig erachtet, um die 
Beschlüsse der Kommission vorzubereiten. 

(4) Die Gemischte Kommission faßt ihre Beschlüsse in gegen- 
seitigem Einvernehmen. 

Artikel 12 

Meinungsverschiedenheiten 

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung dieses Vertrags werden durch die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten beigelegt. Die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten können zu diesem Zweck die Gemischte Kom- 
mission um Stellungnahme bitten. Sollte es den zuständigen 
Behörden nicht gelingen, diese Meinungsverschiedenheiten bei- 
zulegen, ist, soweit möglich, eine Regelung durch die Vertrags- 
staaten herbeizuführen. 

Artikel 13 

Schiußbestimmung 

Die Vertragsstaaten vollziehen diesen Vertrag durch ihre je- 
weils zuständigen Behörden. 

Artikel 14 
Inkrafttreten 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsur- 
kunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Im int^esse einer frühestmöglichen Inbetriebnahme der 
Grenzbrücke werden die Bestimmungen dieses Vertrags bereits 


nemüie odvolävat na to. 2e poskozeni bylo zpüsobeno pfedä- 
vajici'm mistem. 

(g) Pfedävajicf misto upozomf pFi pfedänf na Ihüty likvidace dat 
stanovenä vnitrostätnimi prävnimi predpisy jeho statu. Nezä- 
visle na töchto Ihütäch je tfeba zlikvidovat pfedanä osobni 
data, pokud nejsou däie potfebnä pro üöel, pro ktery byla 
pFedäna. 

(h) Predävajfcf a pFejimajici mista jsou povinna vest evidenci 
pFedäni a prevzetf osobnfch üdajü. 

(i) PFedävaj ici a pFejimajici m ista jsou povinna chränit pFedävanä 
osobni üdaje üöinnö pFed nepovolanym pristupem, nepovola- 
nymi zmänami a nepovolanym zveFejnänim. 

Clänekll 
Smfäenä komise 

(1) Smiuvni stäty vytvoFi smiäenou komisi pro stavbu hraniöniho 
mostu. Ta se sklädä z obou vedoucich deiegaci, ze 3 stälych 
ölenü kazdä strany a z daläich ölenü vysianych kazdym smiuvnim 
stätem na zasedäni. Smiuvni stäty si vzäjemnö sdöli vedouciho 
sve delegace ve smisenä komisi a tyto tFi stäle cleny. Vedouci 
ka^dä delegace müze pozädänim vedouciho druhä delegace 
svolat jednäni komise pod svym pFedsednictvim. Jednäni na jeho 
präni se musi skuteönit nejpozdöji do jednoho mäsice po doruöeni 
tohoto vyzväni. 


(2) Smisenä komise mä za ükol objashovat otäzky spojenä se 
stavbou hraniöniho mostu a pFedklädat smiuvnim stätüm doporu- 
öeni. 

(3) Kazdä delegace ve smiäenä komisi müze po^ädat pFisluäne 
orgäny druhäho smiuvniho stätu o pFedlozeni podkladü, kterä 
povaiuje za potFebnä k pripravä zävärü komise. 

(4) Smiäenä komise pFIjimä sve zävöry ve vzäjemne shode. 


Clänek 12 
Rozdilnä näzory 

Rozdilnosti näzorü tykajici se vykladu nebo provädäni teto 
smiouvy budou reäit pFisluänä orgäny smiuvnich stätü. Prisluänä 
orgäny smiuvnich stätü mohou za timto üöelem poiädat o stano- 
visko smföenou komisi. NepodaFi-li se pFisluänym orgänüm tyto 
rozdilnosti näzorü urovnat, budou je Feäit pokud motno smiuvni 
stäty. 


Clänek 13 

Zävärecnä ustanovenf 

Smiuvni stäty budou provädät tuto smiouvu prostFednictvim 
svych pFislusnych orgänü. 


(1) Tato smiouva podlehä ratifikaci. Ratifikacni listiny budou 
vymänäny co nejdrive v Bonnu. 

(2) Tato smiouva vstoupi v platnost prvni den druheho mösice 
po vymönä ratifikaönich listin. 

(3) V zäjmu uvedeni hraniöniho mostu do provozu v nejkratsi 
mo^nä dol^ budou ustanovenf täto smiouvy predböinö pou^ivä- 
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ab dem Tag seiner Unterzeichnung und damit noch vor seinem 
Inkrafttreten nach Maßgabe des jeweiligen innerstaatlichen 
Rechts vorläufig angewandt. 

Artikel 15 

Geltungsdauer und Abkommensänderungen 

(1) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er 
kann nur im gegenseitigen Einvernehmen zwischen den Vertrags- 
staaten geändert, ergänzt oder aufgehoben werden. 

(2) Ergeben sich bei der Durchführung des Vertrags erhebliche 
Schwierigkeiten oder ändern sich die bei seinem Abschluß beste- 
henden Verhältnisse wesentlich, so werden die Vertragsstaaten 
auf Verlangen eines Vertragsstaats über eine Änderung des Ver- 
trags oder seine Aufhebung und Neuregelung verhandeln. 


Geschehen zu Prag am 1 3. Juli 1 995 in zwei Urschriften, jede in 
deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder Wortlaut glei- 
chermaßen verbindlich ist. 


na jiz Ode dne jejiho podpisu a tfm jeste pfed jejim vstupem v 
platnost podle pfislusnych vnitrostätnich prävnich pfedpisü. 

Clänek 15 

Doba platnosti a zmäny smiouvy 

(1) Tato smlouva se sjednävä na dobu neurcitou. Müze byt 
zmenäna, doplnäna nebo zruäena jen ve vzäjemnä shode mezi 
smiuvnimi stäty. 

(2) Pokud dojde pri provädenf smiouvy ke znaönym obtizim 
nebo pokud se podstatne zmeni podminky existujici pfi jejim 
uzavfeni, budou smiuvnf stäty na pozädänf jednoho smiuvniho 
statu jednat o zmene smiouvy nebo o jejim zruäenf a novä üpra- 
v§. 


Däno V Praze dne 13. üervence 1995 ve dvou püvodnfch 
vyhotovenich, kazdä v nämeckäm a Ceskem jazyce, priöemz obe 
znänf maji stejnou platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Nämecko 
Hofstetter 
Huber 

Für die Tschechische Republik 
Za Ceskou republiku 
Ivan Foltyn 
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Botschaft der Bundesrepublik Deutschland Prag, den 3. isk)vember 1 995 

Veivyslanectvf Spolkove republiky Nemecko 
VN-Nr. 221/95 


Verbalnote 

Oie Botschaft der BundesrepubUk Deutschland begrüßt das Ministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten der Tschechischen Republik und beehrt sich, folgendes mitzuteilen: 

1. Infoige eines redaktionellen Fehlers enthält die tschechische Sprachfassung des am 
13. Juli 1995 in Prag Unterzeichneten Vertrags zwischen der Bundesrepubfik Deutsch- 
land und der Tschechischen Republik über den Zusammenschluß der deutschen 
Autobahn A 6 und der tschechischen Autobahn D 5 an der gemeinsamen Staatsgrenze 
durch Errichtung einer Grenzbrücke zwischen Art. 13 und 15 keinen Art. 14. Dessen 
Inhalt ist vielmehr irrtümlich dem Art. 13 angefügt. 

Die Art. 13 und 14 in Ihrer berichtigten Fassung lauten dann wie folgt: 

„Clänek 13 

Zäväreönä ustanoveni 

Smiuvni stäty budou provädät tuto smiouvu prostfednictvfm sv^ch pfisluänych orgänü. 
Clänek 14 
Vstup V platnost 

(1) Tato smiouva podlehä ratifikaci. Ratifika6it listiny budou vymenäny co nejdfive v 
Bonnu. 

(2) Tato smiouva vstoupi v platrrost prvni den druheho mäsice po vymenä ratifikacnich 
listin. 

(3) V zäjmu uvedeni hranicniho mostu do provozu v nejkratsi mozne dobä budou 
ustanoveni täto smiouvy predbeznä pouziväna jiz ode dne jejiho podpisu a tim jestä 
pfed jejim vstupem v platnost podle pfisluänych vnitrostätnich prävnich pfedpisü.“ 

2. Es besteht Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien, daß die Berichtigung wie 
vorstehend in Nr. 1 als mit rückwirkender Rechtswirkung ab 13. Juli 1995 als vorgenom- 
men gilt. 

Falls sich die Tschechische Republik mit den unter Nr. 1 und 2 gemachten Vorschlägen 
einverstanden erklärt, werden diese Note und die das Einverständnis der Tschechischen 
Republik zum Ausdruck bringende Antwortnote eine Vereinbarung zwischen unseren bei- 
den Staaten bilden, die mit dem Datum der Antwortnote in Kraft tritt. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland benutzt diesen Anlaß, das Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten der Tschechischen Republik erneut ihrer ausgezeichneten 
Hochachtung zu versichern. 

Dr. Rolf Hofstetter 


An das 

Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten 
der Tschechischen Republik 
Prag 
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Ministerstvo zahranicnfch 
veci Cesk6 republiky 

C. j,: 117.901/95 -MPO 

Ministerstvo zahranicnfch vecf Ceske repu- 
bliky projevuje üctu Velvysianectvi Spolko- 
ve republiky Nemecko a mä öest sdelit, ^e 
ceskä strana souhlasf s nävrhem obsa- 
zenym ve verbäinf nötö Velvysianectvf 
Spolkove republiky Nemecko c. 221/95 ze 
dne 3. 11. 1995 näsledujfciho zneni: 


„Velvysianectvi Spolkovö republiky Ne- 
mecko zdravf Ministerstvo zahraniönfch 
vecf Ceske republiky a mä öest sdelit näs- 
ledujfcf: 

1. Z duvodu redakcnf chyby neobsahuje 
öeskä znenf Smiouyy mezi Spolkovou repu- 
blikou Nemecko a Ceskou republikou o pro- 
pojenf nämeckä däinice A 6 a öeskä däl- 
nice D 5 na spolecnych stätnfch hranicfch 
vystavbou hraniönfho mostu, podepsanä 
dne 13. cervence 1995 v Praze, mezi clänky 
13 a 15 ölänek 14. Jeho obsah je spföe 
omylem pripojen k clänku 13, 


Clänky 13 a 14 znejf ve sväm opravenem 
znenf takto: 

Clänek 13 

Zäverecne ustanovenf 

Smiuvnf stäty budou provädet tuto smiouvu 
prostfednictvfm svych pffsluänych orgänö. 

Clänek 14 
Vstup V platnost 

(1) Tato smiouva podlähä ratifikaci. Ratifi- 
kacnf listiny budou vymänäny co nejdffve v 
Bonnu. 

(2) Tato smiouva vstoupf v platnost prvni 
den druhäho mösfce po vymäne ratifi- 
kacnfch listin. 

(3) V zäjmu uvedenf hraniönfho mostu do 
provozu v nejkratsf moznä dobe budou 
ustanovenf teto smiouvy pfedbäznä 
pouzfväna jiz ode dne jejfho podpisu a tfm 
jeätä pfed jejim vstupem v platnost podle 
pffslusnych vnitrostätnfch prävnfch pfed- 
pisö. 

2. Mezi smiuvnfmi stranami existuje shoda, 
aby oprava uvedenä v pfedchozfm bodä 1, 
nabyla prävnf ücinnosti zpetne od 13. 7. 
1995. 

Jestlize Ceskä republika vyjädrf souhlas s 
nävrhy uvedenymi pod body 1 a 2, vytvoff 
tato nöta a souhlas Ceskä republiky vyjä- 
dfeny v odpovädnf nötä Ujednänf mezi 
obäma naöimi stäty. ktere vstoupf v platnost 
datem odpovädnf näty.“ 


(Übersetzung) 

Das Ministerium für Auswärtige Angelegen- 
heiten der Tschechischen Republik beehrt 
sich, der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland mitzuteilen, daß die tschechi- 
sche Seite mit dem Vorschlag einverstan- 
den ist, der in der Verbalnote der Botschaft 
der Bundesrepublik Deutschland Nr. 221/95 
vom 3. 1 1 . 1995 enthalten ist, die folgenden 
Wortlaut hat: 

„Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch- 
land begrüßt das Ministerium für Auswär- 
tige Angelegenheiten der Tschechischen 
Republik und beehrt sich, folgendes mitzu- 
teilen: ‘ 

1. Infolge eines redaktionellen Fehlers ent- 
hält die tschechische Sprachfassung des 
am 13. Juli 1995 in Prag Unterzeichneten 
Vertrags zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechischen Repu- 
blik über den Zusammenschluß der deut- 
schen Autobahn A 6 und der tschechischen 
Autobahn D 5 an der gemeinsamen Staats- 
grenze durch Errichtung einer Grenzbrücke 
zwischen Art. 13 und 15 keinen Art. 14. 
Dessen Inhalt ist vielmehr irrtümlich dem 
Art. 1 3 angefügt. 

Die Art. 13 und 14 in ihrer berichtigten Fas- 
sung tauten dann wie folgt: 

Clänek 13 

Zäverecne ustanovenf 

Smiuvnf stäty budou provädet tuto smiouvu 
prostfednictvfm svych pffslusnych orgänö. 

Clänek 14 
Vstup V platnost 

(1) Tato smiouva podlehä ratifikaci. Ratifi- 
kaönf listiny budou vymeneny co nejdffve v 
Bonnu. 

(2) Tato smiouva vstoupf v platnost prvnf 
den druheho mesfce po vymänä ratifi- 
kaönfch listin. 

(3) V zäjmu uvedenf hraniönfho mostu do 
provozu V nejkratöf moznä dobä budou 
ustanovenf teto smiouvy pfedbäzne 
pouzfväna jiz ode dne jejfho podpisu a tfm 
jeäte pfed jejfm vstupem v platnost podle 
pffsluönych vnitrostätnfch prävnfch pfed- 
pisü. 

2. Es besteht Einvernehmen zwischen den 
Vertragsparteien, daß die Berichtigung wie 
vorstehend in Nr. 1 als mit rückwirkender 
Rechtswirkung ab 13. Juli 1995 als vorge- 
nommen gilt. 

Falls sich die Tschechische Republik mit 
den unter Nr. 1 und 2 gemachten Vorschlä- 
gen einverstanden erklärt, werden diese 
Note und die das Einverständnis der Tsche- 
chischen Republik zum Ausdruck bringende 
Antwortnote eine Vereinbarung zwischen 
unseren beiden Staaten bilden, die mit dem 
Datum der Antwortnote in Kraft tritt.“ 
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Uvedenä nöta Velvysianectvf Spolkov^ re- 
publiky Ndmecko 5. 221/95 a tato n6ta tak 
tvoff Ujednäni mezi naSimi stäty, kterö 
vstoupi V platnost datem t6to nöty. 

Ministerstvo zahraniömch vecf Cesk6 repu- 
bliky vyuzi'vä töto pFflezitosti. aby znovu 
ujistiio Veivysianectvi Spolkove republiky 
Nemecko svou hlubokou üctou. 


V Praze dne 28. prosince 1995 

Judr. Jaroslav Horak 

Velvysianectvf Spolkove 
republiky Nemecko 

V Ceskd republice 
Praha 


Die erwähnte Note der Botschaft der Bun- 
desrepublik Deutschland Nr. 221/95 und 
diese Note bilden somit eine Vereinbarung 
zwischen unseren Staaten, die mit dem Da- 
tum dieser Note in Kraft tritt. 

Das Ministerium für Auswärtige Angelegen- 
heiten der Tschechischen Republik benutzt 
diesen Anlaß, die Botschaft der Bundes- 
republik Deutschland erneut seiner ausge- 
zeichneten Hochachtung zu versichern. 

Prag, den 28. Dezember 1995 

Judr. Jaroslav Horak 

Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
in der Tschechischen Republik 
Prag 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Am 13. Juli 1995 ist der Vertrag zwischen <ier Bundesrepublik Deutschland und 
der Tschechischen Republik über den Zusammenschluß der deutschen Auto- 
bahn A 6 und der tschechischen Autobahn D 5 an der gemeinsamen Staats- 
grenze durch Errichtung einer Grenzbrücke in Prag unterzeichnet worden. Mit 
diesem Vertrag wird im Sinne guter Nachbarschaft und freundschaftlicher Zusam- 
menarbeit eine weitere Verbesserung der verkehrlichen Infrastruktur an der 
deutsch-tschechischen Grenze angestrebt. Durch den Bau der grenzüberschrei- 
tenden Autobahnbrücke sollen die deutsche Autobahn A 6 in Richtung Osten und 
die tschechische Autobahn D 5 in Richtung Westen im Raum Waidhaus und 
Roßhaupt (Rozvadov) zusammengeschlossen werden. Die Bauarbeiten für die 
Grenzbrücke sollen 1997 abgeschlossen werden, 

II. Besonderes 

1 . Zum Abkommen 

Artikel 1 regelt den Gegenstand des Vertrags; Bau einer Grenzbrücke im Zuge 
der deutschen Autobahn A 6. 

Artikel 2 weist die Ausführung der für den Bau der Grenzbrücke notwendigen 
Arbeiten der Bundesrepublik Deutschland zu. 

Artikel 3 verpflichtet die Vertragsstaaten sicherzustellen, daß die Innerstaat- 
lichen planungs- und baurechtlichen Voraussetzungen rechtzeitig vorliegen; fer- 
ner sieht Artikel 3 die Verpflichtung der Vertragsstaaten zum rechtzeitigen Grund- 
erwerb auf Ihrem Hoheitsgebiet vor. 

Artikel 4 sieht die Abnahme der Grenzbrücke durch die zuständige deutsche 
Straßenbauverwaltung in Anwesenheit der zuständigen tschechischen Behörden 
und der Auftragnehmer vor; es gilt das bei öffentlichen Bauaufträgen angewen- 
dete deutsche Recht. 

Artikel 5 bestimmt, daß die Unterhaltung (einschließlich Verkehrssicherung 
und Winterdienst) der Grenzbrücke von jedem Vertragsstaat auf seinem Hoheits- 
gebiet übernommen wird, die Instandsetzung sowie Erneuerung der Grenzbrücke 
von der Bundesrepublik Deutschland übernommen wird. 

Artikel 6 teilt die Kosten für den Bau, die Instandsetzung und die Erneuerung 
der Grenzbrücke hälftig. Bel der Aufteilung der Kosten bleibt die deutsche Umsatz- 
steuer unberücksichtigt; diese wird allein von der Bundesrepublik Deutschland 
getragen. 

Artikel 7 legt die Erstattung des von der Tschechischen Republik zu tragenden 
Anteils der Zahlungen fest, die die Bundesrepublik Deutschland an die Auftrag- 
nehmer leistet, und regelt das Verfahren. 

Art! kel 8 bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die beim Bau der Grenz- 
brücke beteiligten Personen die Grenze im Bereich der Baustelle überschreiten 
dürfen und sich im Bereich der Baustelle aufhalten dürfen. Artikel 8 gilt für 
Maßnahmen zur Erhaltung der fertiggestellten Brücke entsprechend. 

Artikel 9 beruht auf der Erwägung und der praktischen Erfahrung, daß es für 
einen reibungslosen Ablauf des Baugeschehens am einfachsten und zweck- 
mäßigsten ist, wenn das Besteuerungsrecht eines Vertragsstaats, möglichst des 
planenden und bauausführenden Vertragsstaats, im gesamten Baustellenbereich 
auf dem Hoheitsgebiet beider Vertragsstaaten zur Anwendung kommt; dies gilt 
für die Instandsetzung und Erneuerung der fertiggestellten Grenzbrücke ent- 
sprechend. Durch Artikel 9 wird ferner gewährleistet, daß zum Zwecke der 
Errichtung und Erhaltung des Bauwerks ein weitgehend ungehinderter Warenver- 
kehr stattfindet. 

Artikel 10 stellt sicher, daß der Datenschutz unter Beachtung der für jeden 
Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschriften gewährleistet wird, sofern aufgrund 
dieses Vertrags nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts personenbezogene 
Daten übermittelt werden. 
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Artikel 11 sieht die Bildung einer deutsch-tschechischen Gemischten Kommis- 
sion vor, die beim Bau der Grenzbrücke anfallende bautechnische Fragen einver- 
nehmlich klären und bestimmte nach dem Vertrag notwendige Maßnahmen und . 
Entscheidungen vorbereiten soll. 

Artikel 12 regelt das Verfahren bei Meinungsverschiedenheiten. 

Artikel 13 regelt den Vollzug des Vertrags durch die jeweils zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten. Artikel 13 entspricht einem tschechischen 
Wunsch. 

Artikel 14 legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrags nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden fest. 

Artikel 15 regelt die Geltungsdauer und legt fest, wann eine Änderung des 
Vertrags in Betracht kommen kann. 

2. Zum Notenwechsel 

Die tschechische Sprachfassung des am 13. Juli 1995 Unterzeichneten Vertrags 
enthält ein redaktionelles Versehen; die Bezeichnung und die Überschrift des 
Artikels 14 fehlen. Zur Berichtigung des redaktionellen Versehens ist ein ergän- 
zender Notenwechsel durchgeführt worden; beide Vertragsstaaten sind darin 
übereingekomen, daß die Berichtigung des redaktionellen Versehens in der 
tschechischen Sprachfassung mit rückwirkender Rechtswirkung ab dem 13. Juli 
1995 als vorgenommen gilt. 
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